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Gleichzeitig besteht insbesondere in den Kernstädten bereits heute das Problem, überhaupt 
noch geeignete Freiflächen für eine Siedlungsentwicklung im Freiraum zu finden.  
 
Aus Sicht des Bodenschutzes wird darüber hinaus die Änderung des Ziels 6.1-1 und die damit 
zu erwartenden Inanspruchnahmen von landwirtschaftlichen Flächen kritisch gesehen. Die 
Wiedernutzbarmachung von bereits versiegelten Flächen bzw. die Nachverdichtung müssen 
Vorrang vor einer Neuausweisung von Siedlungs- und Verkehrsflächen haben. Die Eigentümer 
von Brachflächen sind ggf. mehr in die Pflicht zu nehmen. 
 
Nach § 1 Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) soll mit Grund und Boden sparsam und scho-
nend umgegangen werden, dabei sind Bodenversiegelungen auf das notwendigste Maß zu 
begrenzen. Dieser Grundsatz wurde in der Vergangenheit nur bedingt eingehalten. Durch wirt-
schaftliche und politische Vorgaben wurden in den Kommunen zahlreiche Siedlungsgebiete 
und Gewerbegebiete neu auf landwirtschaftlichen Flächen angesiedelt. Alte Firmengelände 
und Altbauten sind teils über Jahrzehnte ungenutzt geblieben. 
 
Stellungnahme zur Weiterentwicklung des 5-Hektar-Grundsatzes (Grundsatz 6.1-2) 
 
Der Zeithorizont zur Umsetzung des Grundsatzes ist konkreter zu definieren. 
Unkonkrete Formulierungen wie „zeitnah“ und „langfristig“ tragen nicht zur schnelleren Umset-
zung der mit dem 5-Hektar Grundsatz verfolgten Bodenschutzziele bei, sondern führen vermut-
lich eher zu Verzögerungen bei der Umsetzung. 
 
Stellungnahme zur Änderung der Festlegungen zu Waldbereichen (Ziel 7.3-3) 
 
Die Änderung zu den Festlegungen von Waldbereichen wird prinzipiell positiv gesehen, da da-
mit u. a. auch die Hoffnung verbunden ist, dass das Thema Waldinanspruchnahme nach den 
Diskussionen in der Vergangenheit nunmehr abschließend geklärt ist. 
 
In Bezug zu den nun aufkommenden Aufgaben der kommunalen Wärmeplanung kann die mög-
liche Inanspruchnahme von regionalplanerisch festgelegten Waldbereichen auch beim Bau 
neuer Fernwärmeleitungen auftreten, da Hagen als waldreiche Stadt in Zukunft hier ein gesetz-
lich geregeltes, überragendes öffentliches Interesse oder Allgemeinwohl in Anspruch nehmen 
könnte. Es ist wichtig, dass dabei ein grundsätzlicher Schutz aller Waldflächen gewährleistet 
wird. Waldbereiche sollten unter der Voraussetzung, dass keine ernsthaft in Betracht kom-
mende Alternative existiert, für den Bau neuer Fernwärmeleitungen in Anspruch genommen 
werden können. Allerdings könnte diese Form der Trassendurchführungen im Wald unter volks-
wirtschaftlichen Gesichtspunkten zukünftig durchführbar werden. 
 
Stellungnahme zum Grundsatz 7.5-3 Festlegungen landwirtschaftlicher Kernräume 
 
Da Boden keine vermehrbare Ressource ist und durch Versiegelung die Bodenfunktionen teil-
weise unwiederbringlich verloren gehen, sollten nicht nur Böden mit besonders hoher landwirt-
schaftlicher Ertragskraft (Landwirtschaftliche Kernräume) geschützt werden, sondern auch Bö-
den, die ein hohes Biotopentwicklungspotenzial aufweisen. 
 
 




